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Der Streit um das Mühlenberger Loch –  
ein Beispiel für die politische Konstruktion der 
Wissensgrundlage ökonomischer 
Politikempfehlungen 
Horst Hegmann, Witten/Herdecke 
Als der Senat der Freien und Hansestadt Hamburg 1999 entschied, dass es dem 
Gemeinwohl diene, für die Erweiterung der DASA-Flugzeugwerft in Hamburg-
Finkenwerder einen Teil des so genannten Mühlenberger Lochs zuzuschütten, 
formierte sich schnell eine Koalition aus Anwohnern und Umweltschützern, die 
vehement bestritt, dass es im Interesse der Allgemeinheit liegen könne, ein unter 
Naturschutz stehendes Süßwasserwatt den ökonomischen Interessen eines priva-
ten Industrieunternehmens zu opfern. 
Aus wirtschaftswissenschaftlicher Perspektive scheint der angemessene Weg zur 
Beendigung einer solchen Kontroverse auf der Hand zu liegen: Mit Hilfe einer 
Kosten-Nutzen-Analyse müssen zuerst die Wohlfahrtseffekte der Werkserweite-
rung für die Region expliziert werden. Wenn bei der Abwägung der volkswirt-
schaftlichen Kosten und Erträge ein hinreichend großer Nettonutzen ermittelt 
werden kann, ist das Projekt zumindest aus ökonomischer Sicht zu befürworten, 
anderenfalls ist es abzulehnen. Wird es befürwortet und anschließend aus politi-
schen Gründen nicht realisiert, können Ökonomen zumindest auf den Nutzen-
entgang verweisen, der mit der anderen Prioritätensetzung verbunden ist. 
Dass der Konflikt um das Mühlenberger Loch auf diese Weise nicht beizulegen 
war, hat sich im Folgenden gezeigt (Prognos 2000; Marggraf 2001; Prügel, 
M./Westphal, U. 2001). Der Grund dafür ist vor allem in der Tatsache zu suchen, 
dass die eben skizzierte Rolle der Ökonomik, die bei solchen Projekten übrigens 
in der Regel von Befürwortern und Gegnern gleichermaßen unterstellt wird, auf 
einer falschen Vorstellung vom Verhältnis der Ökonomik zu anderen gesell-
schaftlich relevanten Interaktionszusammenhängen beruht. Statt einen genuin 
ökonomischen Standpunkt vortragen zu können, so die im Folgenden vertretene 
These, ist wirtschaftswissenschaftliche Politikberatung in einer sehr viel grund-
sätzlicheren Weise auf fachfremdes Wissen bezogen, als dies in der Regel wahr-
genommen wird. Nicht nur, dass die Rahmendaten der ökonomischen Analyse 
normalerweise von außen kommen, selbst ihre Kernelemente ruhen durch und 
durch auf außerökonomischen Fundamenten. 
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Um das zeigen zu können, muss das Folgende im Streit um das Mühlenberger 
Loch gar keine Position beziehen. Vielmehr ist gerade das Gegenteil angebracht, 
da demonstriert werden soll, dass sich die Einschätzungen der Kontrahenten 
jeweils mühelos in einander ausschließende Kosten-Nutzen-Analysen fassen 
lassen. Die Frontlinie zwischen den Parteien wird nicht notwendigerweise durch 
ökonomischen Sachverstand auf der einen und außerökonomischen Faktoren auf 
der anderen Seite bestimmt. Vielmehr lässt sich, je nach zugrunde gelegter Situa-
tionsbeschreibung, einmal die eine und einmal die andere Position als ökono-
misch sinnvoll ausweisen. Dabei divergieren ökonomische Politikempfehlungen 
möglicherweise nicht nur, weil ihre Protagonisten jeweils andere Bürgerpräfe-
renzen annehmen, auch unterschiedliche Vorstellungen von der Sachlage und 
den Möglichkeiten zu ihrer Veränderung können maßgeblich ihre jeweilige Situ-
ationsbeschreibung und damit ihre Empfehlungen beeinflussen. 
Dass wirtschaftswissenschaftlich fundierte Politikempfehlungen in der Öffent-
lichkeit trotz ihrer vollständigen Abhängigkeit von außerökonomischen Faktoren 
oft als Ausdruck besonderen Sachverstands akzeptiert werden, verweist darauf, 
dass die ihnen zugrunde gelegten Wissensbestände häufig auch von ihren Adres-
saten geteilt werden. Wo alle Beteiligten ganz selbstverständlich auf derselben 
Wissensbasis argumentieren, werden sie ohne Problematisierung dieses Basis für 
Vorschläge aufgeschlossen sein, die ihnen sagen können, wie die allseits geteil-
ten Ziele in einer übereinstimmend wahrgenommenen Umwelt bestmöglich 
realisiert werden können. 
Innerökonomisch betrachtet ist der Ausgangspunkt des Folgenden die angewand-
te Wohlfahrtökonomik. Bei der Demonstration der meist implizit bleibenden 
Voraussetzungen wirtschaftswissenschaftlicher Politikberatung wird sich aber 
zeigen, dass die Ergebnisse der Analyse auch für eine neo-paretianische Wohl-
fahrtsökonomik gelten, obwohl speziell diese mit dem Anspruch auftritt, bei der 
Politikberatung auf das Konstrukt einer sozialen Wohlfahrtsfunktion ganz ver-
zichten zu können (Buchanan 1960). 
1 Von individuellen Präferenzen zum Gemeinwillen 
Wenn die moderne Ökonomik wirtschafts- und finanzpolitische Empfehlungen 
abgibt, orientiert sie sich in normativer Hinsicht weitgehend am Ideal der Kon-
sumentensouveränität, womit die Vorstellung gemeint ist, dass es in letzter In-
stanz die Individuen selber sein müssen, die darüber entscheiden, welches kol-
lektive Arrangement in ihrem Interesse liegt und welches nicht. Inhaltliche 
Vorgaben darüber, was sie wollen sollen, werden nach Möglichkeit vermieden. 
Eine aus dieser Sicht tragfähige Legitimation der DASA-Erweiterung, bzw. der 
Verteidigung von Umweltschutzzielen wäre also der Nachweis, dass die Bürge-
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rinnen und Bürger dies so wollen. So allgemein formuliert bietet die Vorge-
hensweise normativer Ökonomen wenig Anlass zur Kritik, aber der Teufel 
steckt, wie so oft, im Detail. Zum einen muss im konkreten Falle gezeigt werden 
können, welche Präferenzen welcher Individuen überhaupt in die Beurteilung 
eingehen sollen und zum anderen muss ein Modus gefunden werden, nach dem 
die zugelassenen Präferenzen zu einem Gemeinwillen integriert werden können. 
Beides soll im Folgenden nacheinander untersucht werden. 
Die Übertragung der Idee der Konsumentensouveränität auf kollektives Handeln 
wird in Analogie zum methodologischen als normativer Individualismus gefasst 
(Buchanan 1991). Während mit dem ersteren die Überzeugung gemeint ist, dass 
soziale Prozesse grundsätzlich auf das Handeln von Individuen zurückgeführt 
werden sollten (Kirchgässner/Pommerehne 1988), fordert der zweite, dass die 
betroffenen Individuen auch die letzte Instanz bei der Bewertung von Kollektiv-
entscheidungen sein sollen. Auch wenn die verschiedenen Spielarten der norma-
tiven Ökonomik diesem Ideal nie bis ins Letzte gerecht werden können, stellt es 
doch so etwas wie eine regulative Idee dar, einen Leitstern, dem so weit als mög-
lich gefolgt werden soll. Welche Präferenzen die Individuen konkret haben und 
woher diese kommen, wird ganz im Sinne der modernen Mikroökonomik 
schlicht offen gelassen (siehe etwa Varian 1984: 111 ff.). Gegeben die Individu-
en wollen dies oder das, so lautet die Argumentation, schlagen wir ihnen zur 
Befriedigung ihrer Bedürfnisse dieses oder jenes Arrangement vor. 
Aus einer solchen Perspektive ist die ausgeprägte Präferenz für den Schutz eines 
seltenen Biotops nicht irrationaler als diejenige für ein ruhiges Wohnquartier 
oder einen sicheren Arbeitsplatz. Natürlich besteht ein guter Teil der Arbeit von 
Ökonomen darin, auf mögliche Zielkonflikte hinzuweisen. Welchem dieser Ziele 
dann aber der Vorrang einzuräumen ist, sollte zumindest im Prinzip den Indivi-
duen selbst überlassen bleiben und ist aus ökonomischer Sicht nicht weiter zu 
kritisieren. Dass diese Position nirgendwo radikal durchgehalten wird, zeigt sich 
freilich schon daran, dass aller Konsumentensouveränität zum Trotz niemand 
ernsthaft eine Präferenz für eine möglichst unwirtliche oder verschmutzte Um-
welt im kollektiven Meinungs- und Willensbildungsprozess berücksichtigen 
würde. Immer schon findet eine implizite oder explizite Vorauswahl der prinzi-
piell zugelassenen Präferenzen statt, eine Vorauswahl, die sowohl von Kultur zu 
Kultur als auch über den Zeitverlauf ganz unterschiedlich ausfallen kann (Heg-
mann 1998a). 
Beispielsweise zeigt die Diskussion um die Haltung der Bush-Administration 
zum Kyoto-Protokoll deutlich, dass Umweltschutz zumindest in Texas ein ande-
res Prestige genießt als etwa in Europa. Aber auch hierzulande galten ökologi-
sche Anliegen bis in die siebziger Jahren des vorigen Jahrhunderts hinein noch 
weitgehend als Angelegenheit romantischer Spinner. Erst im Laufe der Zeit 
haben sie sich zu einer höchst respektablen Anstrengung zur Verteidigung lang-
fristiger Interessen der Menschheit entwickelt. 
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Aber selbst wenn ganz bewusst der Anspruch erhoben würde, einzig die tatsäch-
lichen Präferenzen der Menschen zur Grundlage kollektiven Handeln zu machen, 
wäre eine solche Politik nicht dauerhaft durchzuhalten. Zumindest solange es 
keine verlässliche Möglichkeit gibt, individuelle Präferenzen fälschungssicher zu 
ermitteln, würde eine entsprechende Politik denjenigen Tür und Tor öffnen, die 
ihre Präferenzen systematisch falsch darstellen oder an bestimmten Stellen über-
betonen, um so im kollektiven Meinungs- und Willensbildung Sonderprofite zu 
realisieren (Hegmann 1998a). Wenn also im Rahmen einer politischen Kultur 
nicht bestimmte Präferenzen als legitim ausgewiesen bzw. andere als illegitim 
ausgegrenzt sind, müssen entsprechende Kataloge eigens vereinbart werden, um 
sinnvoll über zweckmäßiges kollektives Handeln diskutieren zu können (Heg-
mann 2001b: 216 ff.). 
Weil die so zustande kommende Grenzziehung je nach Gemeinschaft ganz un-
terschiedlich ausfallen kann, wird es in einer modernen kulturell fragmentierten 
Gesellschaft immer unterschiedliche Gruppen geben, deren diesbezügliche An-
sichten sich z. T. radikal voneinander unterscheiden (Hegmann 1998b). Während 
es etwa für Umweltschützer selbstverständlich sein wird, dass eine starke Präfe-
renz für einzelne vom Aussterben bedrohte Arten nicht nur legitim ist, sondern 
möglicherweise auch schmerzhafte Opfer rechtfertigt, mögen andere mit der 
gleichen Selbstverständlichkeit ganz andere Präferenzen ein- oder ausschließen. 
Welche Annahmen über die individuellen Präferenzen bezüglich des Mühlen-
berger Lochs legen nun die Befürworter und Gegner der DASA-Erweiterung 
zugrunde? Auf die schlichteste Formel gebracht halten die Befürworter der Er-
weiterung Umweltschutz für ein Luxusgut, das erst bereitgestellt werden sollte, 
wenn das in Geld ausgedrückte Wohlergehen der Region bereits gesichert ist. 
Die Gegner sehen umgekehrt eine intakte Umwelt als Voraussetzung für ein 
gutes Leben an. Keine dieser beiden Annahmen versteht sich von selbst und jede 
lässt sich empirisch nur belegen, wenn die Menschen etwa mit den Mitteln der 
empirischen Sozialforschung oder per Referendum konkret zu ihren Präferenzen 
befragt werden. 
Aber selbst wenn sich intersubjektiv konsensfähig festlegen ließe, welche Präfe-
renzen prinzipiell in den kollektiven Meinungs- und Willensbildungsprozess 
einfließen dürfen, wäre noch eine weitere Frage offen, diejenige nämlich, wessen 
Präferenzen überhaupt zu berücksichtigt sind. Gemäß der ökonomischen Theorie 
des Föderalismus (für die klassischen Texte siehe Kirsch 1977) scheint die Ant-
wort einfach zu sein. Es sollten die Präferenzen all jener Menschen berücksich-
tigt werden, die in der entsprechenden Jurisdiktion leben. Bei dieser Setzung 
wird freilich in aller Regel davon ausgegangen, dass die relevanten Kollektive in 
irgendeiner Weise schon gegeben sind und von allen Betroffenen auf die gleiche 
Weise wahrgenommen werden. 
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Auch das muss allerdings nicht notwendigerweise so sein. Was die am kollekti-
ven Meinungs- und Willensbildungsprozess Beteiligten wollen, hängt schließlich 
nicht nur von den Effekten ab, die sie am eigenen Leibe spüren. So mag ein 
Bürger von Blankenese individuell durchaus einen Verlust an Lebensqualität 
konstatieren, wenn die erweiterte Flugzeugwerft am anderen Elbufer sein Pano-
rama verdirbt oder mehr Fluglärm mit sich bringt. Nichtsdestoweniger mag er 
der Erweiterung zustimmen, wenn er zu der Überzeugung gelangt, dass damit 
dem Gemeinwohl gedient sei. Ökonomen diskutieren ein solches Kalkül unter dem 
Begriff der interdependenten Nutzenfunktion (Henderson/Quandt 1980: 297 ff.), 
womit sie nicht anderes meinen, als dass unter bestimmten Umständen auch der 
Nutzen der Mitmenschen in der eigenen Nutzenkalkulation berücksichtigt wird. 
Liest man in diesem Sinne die Stellungnahmen im Konflikt um das Mühlenber-
ger Loch, lassen sich eine ganze Reihe unterschiedlicher relevanter Kollektive 
identifizieren. Aus der Perspektive des Hamburger Senats etwa sind es im We-
sentlichen die ökonomisch interpretierten Bedürfnisse der Bürgerinnen und Bür-
ger der Freien und Hansestadt Hamburg, die im Vordergrund des Interesses 
stehen oder doch stehen sollten, eventuell ergänzt um diejenigen der Menschen 
des Umlandes, die im Zusammenhang einer regionalen Kooperation der relevan-
ten Gebietskörperschaften zu berücksichtigen sind. Andere Akteure, wie die 
Obstbauern des Alten Landes (Verein zum Schutz von Hamburgs Elbregion e. V. 
[o. J.]), die Bewohner der Elbvororte (Sass 1998), die Naturschützer (Westphal 
2001) oder die Freunde der durch den Ausbau der Flugzeugwerft bedrohten 
Schnitger Orgel in Neuenfelde (Wilson 2001) werden sich jeweils ganz anderen 
Kollektiven zurechnen. 
Aus diesem Grunde muss man die konkreten Loyalitäten zumindest der Bürge-
rinnen und Bürger des in Frage stehenden Kollektivs kennen, um sagen zu kön-
nen, ob sie sich im fraglichen Falle als Bürger Blankeneses fühlen, als Freunde 
der Löffelente oder als Verteidiger der Schnitger-Orgel. In diesen Fällen werden 
sie dem Ausbau vermutlich eher feindlich gesonnen sein und das aus einem 
schwer vorherzusagenden Gemisch aus eher „egoistischen“ und eher „altruisti-
schen“ Motiven. Den Ausbau werden sie dagegen wollen, wenn sie sich als lei-
denschaftliche Technikfreaks empfinden, als hardnosed economists oder als 
Hamburger oder Flugzeugbauer, denen sowohl aus eigennützigen Erwägungen 
als auch aus Loyalitätsempfindungen an einer prosperierenden Heimatstadt bzw. 
einem prosperierenden Unternehmen gelegen ist. Auch diese Stellungnahmen 
werden in der Regel durch ein ganzes Gemisch aus unterschiedlichen Interessen 
bestimmt sein.  
Damit ist das Problem deutlich komplizierter, als es die ökonomische Analyse 
des Föderalismus gemeinhin nahe legt. Wenn die relevanten Kollektive nicht, 
wie es dort üblich ist, als gegeben hingenommen und von allen Betroffenen auf 
die gleiche Weise wahrgenommen werden, dann lassen sie sich, etwa im Sinne 
von Benedict Anderson (1988) einem subjektiven Zusammengehörigkeitsgefühl 
100 H. Hegmann 
 
von Gruppen entsprungen denken, was es grundsätzlich unmöglich macht, in 
diesem Zusammenhang von wie immer auch gearteten objektiven Determinanten 
auszugehen. Wessen Nutzen also letztlich in die kollektive Entscheidung ein-
geht, ist von vielfältigen der ökonomischen Analyse vorgelagerten Faktoren 
abhängig. Auch die Frage, wessen Interessen der wohlfahrtsökonomischen Ana-
lyse zugrunde gelegt werden sollen, muss politisch schon entschieden sein, bevor 
die Ökonomen ihre Arbeit aufnehmen können. 
Aber selbst wenn es einen Konsens darüber gäbe, welche Individuen mit wel-
chen Präferenzen bei der Kosten-Nutzen-Analyse zu berücksichtigen sind, wäre 
immer noch die Frage, wie diese Präferenzen zu aggregieren sind, um eine kon-
sensfähige kollektive Rangfolge möglicher Weltzustände zu ermöglichen. Die 
traditionelle Wohlfahrtsökonomik (Külp 1975: 1 ff.) geht davon aus, dass im 
politischen Willensbildungsprozess eine soziale Wohlfahrtsfunktion hervorge-
bracht wird, die eben diesem Zweck dient. Damit konzipiert sie die kollektive 
Willensbildung analog zur individuellen Nutzenmaximierung und setzt an die 
Stelle der individuellen Nutzenfunktion ihr kollektives Pendant: die soziale 
Wohlfahrtsfunktion. Willensbildungsprozesse innerhalb des Kollektivs bleiben 
dabei erst einmal unberücksichtigt. 
Erst seit sich die Ökonomische Analyse der Politik (für einen Überblick siehe 
Mueller 1991; für einen Einstieg Kirsch 1997) diesen Prozessen zugewandt, 
rückt die gesamtgesellschaftliche Zielbestimmung ihrerseits zunehmend in den 
Mittelpunkt des Interesses. War es hier zu Beginn noch die Frage, ob die politi-
schen Repräsentanten der Bürger überhaupt einen Anreiz haben, ein eventuelles 
Marktversagen zu beheben (zu dieser Verwendung der Ökonomischen Analyse 
der Politik in der Finanzwissenschaft siehe etwa Rosen/Windisch/Oberdieck 
1992: 182 ff.), trat zunehmend die Frage in den Vordergrund, ob die gesamtge-
sellschaftliche Zielbestimmung nicht selbst durch den politischen Prozess verzerrt 
wird, so dass die Bürgerinnen und Bürger besser daran tun, statt einer sozialen 
Wohlfahrtsfunktion individuelle Freiheitsräume zu maximieren (Buchanan/Tul-
lock: 1965). 
Die aus solchen Überlegungen hervorgegangene neo-paretianische Wohlfahrts-
ökonomik kommt aber, allen gegenteiligen Behauptungen zum Trotz, ihrerseits 
nicht ohne eine soziale Wohlfahrtsfunktion aus (Hegmann 1998a). Allenfalls 
formuliert sie diese in der Regel nicht positiv als utilitaristisches Nutzenkalkül, 
sondern negativ als weitest mögliche Vermeidung von kollektivem Zwang. Dies 
aber impliziert wiederum die Annahme, dass den Individuen der Schutz vor 
staatlicher Bevormundung wichtiger ist als die Bereitstellung sonstiger öffentli-
cher Güter. Wo dies der Fall ist, mag ein rechtsliberaler Minimalstaat den Inte-
ressen der Bürgerinnen und Bürger in der Tat entsprechen. Werten diese aber 
andere Güter höher, Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen, Sicherheit oder 
Verteilungsgerechtigkeit etwa, lassen sich auch ganz andere Ergebnisse denken. 
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Dass es zum einvernehmlichen Beschluss über eine gemeinwohlorientierte Poli-
tik hilfreich ist, nicht über diskretionäre Schritte zu entscheiden, sondern über 
allgemeine Regeln, weil dies jeweils die Identifikation von Nutznießern und 
Benachteiligten erschwert, ist eine alte politiktheoretische Einsicht, an die Ord-
nungsökonomen m. E. (Buchanan 1985: 31) zu Recht immer wieder erinnern. 
Diese Einsicht führt im Einzelfall aber auch nicht notwendig zu intersubjektiv 
konsensfähigen Regeln. Von real vorfindbaren Präferenzen unabhängig könnte 
ein konkretes Regelsystem nur dann als vorteilhaft ausgewiesen werden, wenn 
sich eine objektive Begründung denken ließe, die für alle möglichen 
Präferenzkonstellationen dasselbe System empfiehlt. 
Weil ein solches Regelwerk angesichts der unendlichen Vielzahl logisch mögli-
cher Präferenzen nicht konstruiert werden kann, muss zumindest jede dem nor-
mativen Individualismus verpflichtete ökonomische Analyse die Präferenzen der 
Individuen auf die eine oder andere Weise integrieren, um so einen Massstab an 
die Hand zu bekommen, die verschiedenen Alternativen kollektiven Handelns 
oder Unterlassen miteinander zu vergleichen. Nur wenn die Bürgerinnen und 
Bürger einer spezifischen Gesellschaft über einen solchen Maßstab verfügen, 
sind sie in der Lage, die mit einem bestimmten kollektiven Handeln verbundenen 
Kosten und Nutzen gegeneinander aufzurechnen und diejenige Alternative als 
ökonomisch geboten auszuweisen, die den höchsten Nettonutzen verspricht. 
Dass auch bei Vorliegen einer sozialen Wohlfahrtsfunktion der Weg für die als 
unpolitisch sich verstehenden wirtschaftswissenschaftlichen Experten noch nicht 
frei ist, zeigt die inzwischen sehr umfangreiche Literatur zu den verschiedenen 
Ansätzen der Kosten Nutzen-Analyse (für einen Einstieg siehe Hanusch 1994; 
für den Versuch, die Kosten des Umweltschutzes für eine Metropolregion zu 
bestimmen siehe auch Hampicke 1985). Das Grundproblem solcher Analysen 
wird in einer Geschichte deutlich, die der Umweltökonom Hans Christoph Bins-
wanger gern erzählt. Dabei geht es um die Begegnung eines engagierten Natur-
schützers mit einem badischen Finanzminister in den 50er Jahren. Auf den Pro-
test des Naturschützers, der ein Staudammprojekt verhindern will, erwidert der 
Finanzminister: „Sie sehen hier fließendes Wasser, ich sehe davonlaufendes 
Geld“ (Binswanger 1994: 7). Was Binswanger mit seiner Anekdote veranschau-
lichen will, ist der Umstand, dass Kosten und Nutzen in der Regel nur dann in 
die Analyse eingehen, wenn sie sich in Geldeinheiten ausdrücken lassen.  
Zwar hat die Forschung inzwischen eine Vielfalt von Ansätzen hervorgebracht, 
mit denen über Hilfsgrößen auch Preise für nicht marktfähige Güter erhoben 
werden können (für einen Einstieg in solche Techniken siehe etwa Mack-
scheidt/Störmann 1994), das Problem aber bleibt und wird in der Kosten-Nutzen-
Analyse über die Kategorie der so genannten intangiblen Kosten bzw. Nutzen 
(Rosen/Windisch/Oberdieck 1992: 492) handhabbar gemacht. All diejenigen 
Wohlfahrtseffekte, die nicht mit Preisen zu versehen sind, sind einem politischen 
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Abwägungsprozess unterworfen, was freilich nur ein weiteres Einfallstor für 
„außerökonomische“ Erwägungen schafft. 
Auf unser Beispiel bezogen, lassen sich neben der offensichtlichen Analogie 
zum Nutzen des durch den Werftausbau bedrohten Biotops ganz vielfältige nur 
schwer in Geldeinheiten auszudrückenden Kosten und Nutzen denken. So ließe 
sich die Symbolwirkung des Großraumflugzeugs A3XX für die Innovationsfä-
higkeit der Region in Anschlag bringen oder seine Bedeutung als Signal an das 
Hamburger Umland, dass sich die Metropole im Zweifel nicht allzu sehr um die 
Belange der Umlandgemeinden kümmert. Wo solche Wirkungen noch in erwart-
bare Stimmenverluste und -gewinne bei den nächsten Wahlen übersetzt werden 
können, mögen sie noch durch eine von der ökonomischen Analyse der Demo-
kratie beeinflussten Wahlforschung traktierbar sein. Wo sie freilich das politi-
sche Klima langfristig beeinflussen, dürften entsprechende Kosten-Nutzen-
Überlegungen mit einer im engeren Sinne ökonomischen Analyse nicht mehr 
viel gemein haben. 
2 Vom geteilten Wissen zu gemeinwohlorientierter Politik 
Aber auch wenn sich die normative Seite des Problems einvernehmlich regeln 
ließe, bliebe noch genug Raum für Dissens auf der Ebene des Faktenwissens. 
Bestes Beispiel dafür war und ist die Diskussion um die Kernenergie. Auch 
wenn angenommen werden könnte, dass Befürworter und Gegner der Kernener-
gie dasselbe Ziel anstreben, nämlich möglichst kostengünstig und umweltver-
träglich Energie zu produzieren, werden sie solange nicht zu einem Konsens 
finden, wie sie hinsichtlich der Sicherheit von Kernkraftwerken, hinsichtlich 
einer Faktenfrage also, radikal unterschiedlicher Ansicht sind. 
Lange Zeit war die Einsicht, dass die für kollektives Handeln relevanten Wis-
sensbestände nicht an einer zentralen Stelle konzentriert und somit nicht ohne 
weiteres für die kollektive Willensbildung nutzbar gemacht werden können, 
sondern vielmehr über die ganze Gesellschaft verstreut sind, das Privileg der 
Österreichischen Schule der Nationalökonomie (Hayek 1952). Zwar hat seither 
auch die konventionelle Mikroökonomik die Bedeutung von Wissen und Infor-
mationsasymmetrien erkannt (für einen Überblick siehe Eatwell/Milgate/New-
man 1989) und über die institutionenökonomisch unterfütterte neuere Ordnungs-
ökonomik schließlich auch die politische Ökonomie für das Problem sensibili-
siert (Tietzel 1985), dabei wurde das Informationsproblem aber meist in einer 
folgenreichen Weise verkürzt: 
Die Österreicher waren sich noch bewusst, dass es nicht nur darum gehen kann, 
mit einer im Wesentlichen bekannten Lage umzugehen, in der allenfalls einige 
Wirtschaftssubjekte mehr oder weniger fest umrissene Wissenslücken haben. 
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Vielmehr sahen sie, dass die in einer Gesellschaft koexistierenden Interpretatio-
nen der Wirklichkeit einander unvermittelt gegenüberstehen. Sie erkannten, dass 
es keine objektive Wirklichkeit gibt, mit Hilfe derer sich die verschiedenen In-
terpretationen der Lage auf ihre relative Zuverlässigkeit hin überprüfen lassen. 
Erst langsam gewinnt diese Sicht auch in der wirtschaftswissenschaftlichen Or-
thodoxie an Einfluss. So sprechen Denzau und North (1994) inzwischen von 
shared mental models, die den Angehörigen eines Interaktionszusammenhangs 
eine bestimmte Situationsbeschreibung nahe legen, auf die sich diese bei ihren 
Entscheidungen über kollektives Handeln stützen können.  
Innerhalb einer Gruppe kann auf der Grundlage dieser Interpretation möglicher-
weise übereinstimmend ein optimales kollektives Handeln errechnet werden, 
zwischen verschiedenen Gruppen aber wird man sich vermutlich nicht einmal 
über grundlegende Aspekte der Situationsbeschreibung einig werden. Innerhalb 
einer Gruppe lässt sich also durchaus ein Konsens erwarten, wenn eine allseits 
anerkannte soziale Wohlfahrtsfunktion der von allen übereinstimmend wahrge-
nommenen Realität gegenübergestellt wird. Wo sich verschiedene Gemeinschaf-
ten innerhalb einer Gesellschaft aber auf eine je andere Realität beziehen, werden 
sie auch dann zu unterschiedlichen Ergebnissen kommen, wenn sie alle dieselbe 
Wohlfahrtsfunktion als Maßstab anlegen. 
Überhaupt kann die Grundlage der kollektiven Willensbildung nie die Sachlage 
als solche sein, weil diese in der Regel so viele Spezialgebiete berührt, dass 
schon ein einzelner sie nicht überblicken kann, geschweige denn, dass sie als 
Wissensbasis für gesamtgesellschaftliche Beratungen und Verhandlungen taugen 
könnte (Hegmann 2001: 155 ff.). In einer einigermaßen komplexen Gesellschaft 
werden die Fakten überdies so unterschiedlich oder gar widersprüchlich interpre-
tiert werden, dass bei der Konsensfindung nur ein sehr vereinfachtes, holz-
schnittartiges Bild der Welt eine Chance hat, bei der kollektiven Meinungs- und 
Willensbildung allgemein Anerkennung zu finden. Dann aber geht es aber nicht 
mehr darum, ob Kernkraftwerke in der Tat sicher ist, sondern nur noch darum, 
wer mit welchem Gewicht an der Schaffung eines adäquaten Bildes von Kern-
kraftwerken beteiligt wird. 
Was eine Gesellschaft dann als öffentliches Gut oder als externen Effekt identifi-
ziert, ist also nicht durch objektive Gegebenheiten bestimmt, sondern durch ein 
kollektiv hervorgebrachte Bild dieser Gegebenheiten (Hegmann 1997, Callon 
1998). Wie dieses Bild konkret aussieht, hängt maßgeblich von der partikularen 
Geschichte der in Frage stehenden Gesellschaft ab, vom Prestige bestimmter 
Akteure etwa oder von den Vorstellungen hinsichtlich vergangener adäquater 
Problemlösungen. Es kann deshalb auch dann von Gesellschaft zu Gesellschaft 
unterschiedlich ausfallen, wenn die äußeren Bedingungen ganz ähnlich sind. 
Damit ist das für die Meinungs- und Willensbildung relevante Bild der Lage 
stärker von der Anschlussfähigkeit an frühere Bilder und der Sichtbarkeit der 
Themen in der Öffentlichkeit bestimmt als von tatsächlichen Gegebenheiten. 
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Führt man Wissen als für die kollektive Meinungs- und Willensbildung bedeut-
sam in die Analyse ein, geht es nicht mehr nur um Verhandlungsmacht, wie etwa 
in der spieltheoretisch informierten Mikroökonomik (Harsanyi 1989). Dann ist 
vielmehr auch und vor allem die Definitionsmacht über die Situation wichtig, die 
Frage also, wer bestimmen kann, welches Kollektiv relevant ist, welche Interes-
sen als legitim zu berücksichtigen sind und in welcher Umwelt sich das ganze 
abspielt. Im Ergebnis ist dann weniger eine wohlfahrts- oder politökonomische 
Analyse gefragt, sondern eine wissenspolitologische (Nullmeier 1994), eine 
Analyse also, die zwar Aspekte rationalen Handelns mit umfasst, sich aber nicht 
auf diese beschränkt.  
Geht man so vor, gewinnt etwa die Frage, welchen Einfluss Politikberater ver-
schiedener wissenschaftlicher Disziplinen mitbringen, eine ganz neue Bedeu-
tung. Auch kann man erst jetzt fragen, ob bestimmte Politikempfehlungen nur 
deshalb nicht gehört werden, weil diejenigen, die sie vorbringen, keine Macht 
oder keine machtvollen Verbündeten haben. Ob, um auf unser Beispiel zurück-
zukommen, die Ökologen auf die Unersetzlichkeit des Mühlenberger Lochs 
verweisen oder Regionalökonomen auf die positiven Effekte einer Expansion der 
Luftfahrtindustrie für die Region, immer stellt sich von außen die Frage, wie 
weit welchen Experten zugetraut wird, dass sie beispielsweise „nur“ Fakten 
schildern und sich in ihrer Präsentation nicht schon durch partikulare Interessen 
beeinflussen lassen. Da sich in einem ständig expandierenden Gutachterwesen 
immer Gegenexperten der gleichen Disziplin finden lassen, wird es überdies 
zunehmend leichter, nur denjenigen Experten zu vertrauen, die der eigenen Posi-
tion zumindest nicht feindlich gegenüberstehen. 
Auch in dieser schwierig zu überblickenden Situation kann der Rückzug auf den 
Minimalstaat oder gar auf ein libertäres Laisser-faire das Kollektiv zwar von den 
Problemen gemeinsamer Meinungs- und Willensbildung entlasten, aber auch 
hier ist das entsprechende Votum nicht in irgendeinem Sinne objektiv vernünfti-
ger als das Plädoyer zugunsten einer stärker diskretionären Politik. Vielmehr 
liegen beiden Voten gleichermaßen kontingente Wissensbestände zugrunde, über 
die Einigkeit bestehen muss, bevor die Ökonomen sagen, können, was, gegeben 
diese Daten, geboten ist. Diese Bedingtheit ökonomischer Analyse wird häufig 
nur deshalb nicht wahrgenommen, weil in der jeweiligen epistemic community 
(Haas 1992) das entsprechende Wissen unbestritten ist. 
Wenn etwa eine nach wie vor einflussreiche rechtsliberale wirtschaftspolitische 
Doktrin postuliert (Hayek 1960/1976; Friedman 2001), dass politische Entschei-
der weniger als funktionierende Märkte in der Lage sind, das in der Gesellschaft 
verstreute Wissen zum Wohle des Ganzen nutzbar zu machen, setzen ihre Prota-
gonisten bei diesem Urteil schon voraus, dass sie selbst in genügendem Maße 
über das für dieses Urteil relevante Wissen verfügen (vgl. auch Streissler 1995). 
Nur so können sie nämlich im konkreten Fall sagen, wo genau die optimale poli-
tische Eingriffstiefe erreicht ist. Anderenfalls könnten sie nicht davon ausgehen, 
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dass der Schaden fehlbarer Kollektiventscheidungen ihren möglichen Nutzen 
überkompensiere. Wer von einer anderen Wissensgrundlage ausgeht, kann also 
mit derselben ordnungsökonomischen Maxime im Hinterkopf ein u. U. sogar 
sehr dichtes Regelwerk mit vielen Spielräumen für diskretionäre Politik begrün-
den. Zwar ist das bei der in aller Regel rechtsliberalen Ausrichtung der Ord-
nungsökonomen kaum zu erwarten. Diese Ausrichtung aber hat eher wissen-
schaftssoziologische Ursachen, als dass sie sich wirklich rein ökonomisch 
begründen ließe. 
Entsprechende Überlegungen gelten auch und sogar ganz besonders für den 
Umweltschutz. Zwar bleibt hier im Prinzip ebenfalls richtig, dass eventuelle 
Konflikte zwischen Vermögensgewinnen und Umweltschutz möglichst auf der 
Regelebene entschieden werden sollten (Renner 1998). Was aber möglich ist, 
bleibt wiederum von kontingenten Wissensbeständen abhängig, die von Fall zu 
Fall ganz unterschiedliche politische Entscheidungen nahe legen können. Politi-
ker, die mehr Handlungsspielräume wollen, müssen nur glaubhaft nachweisen, 
dass die Wahl wenig treffgenauer politischer Instrumente immer noch bessere 
Resultate erwarten lässt, als bewusste Abstinenz. Wenn Umweltökonomen also 
zu der Überzeugung gelangen, dass die riskierten Schäden so gravierend sind, 
dass Verbote auch dann gerechtfertigt sind, wenn die entsprechenden Erlasse nur 
wenig Erfolg versprechen, können sie allem Steuerungspessimismus zum Trotz 
einer sehr rigiden Umweltschutzgesetzgebung das Wort reden (Hegmann 
1998b). Auch hier weist also ein Rückzug auf die Ordnungsökonomik die mini-
malistische Position nicht notwendig als besonders „ökonomisch“ aus und auch 
hier hängt seine Begründbarkeit vollständig von dem der Entscheidung zugrunde 
gelegten Wissensbestand ab. 
Die kollektive Meinungs- und Willensbildung wird zusätzlich dadurch kompli-
ziert, dass die individuellen Präferenzen und das dem Handeln zugrunde gelegte 
Faktenwissen nicht unabhängig voneinander sind. Wer beispielsweise lernen 
muss, dass agrarindustriell produziertes Rindfleisch möglicherweise gesund-
heitsschädlich ist, mag eine Präferenz für Öko-Fleisch oder vegetarische Ernäh-
rung entwickeln und wem an einer ökologischen Lebensweise gelegen ist, mag 
gezielt nach pflanzlichen Ersatzstoffen suchen, die es ihm ermöglichen, diesen 
Präferenzen entsprechend zu leben. Für viele Spezialfragen ist es zwar durchaus 
zweckmäßig, eine Wert- von einer Sachebene zu trennen. Gerade in der ord-
nungsökonomischen Politikberatung (Frey/Kirchgässner 1993; Cassel 1998) 
setzt sich aber immer mehr die Einsicht durch, dass individuelles wie kollektives 
Lernen zur Umsetzung individueller Präferenzen in kollektives Handeln notwen-
digerweise dazugehört und es somit nicht reicht, bei gegebenen Wissensbestän-
den und gegebenen Präferenzen aus individuellen Interessen möglichst ver-
schwendungsfrei eine Strategie kollektiven Handelns abzuleiten, sondern dass es 
vor allem darum gehen muss, Individuum und Kollektiv in die Lage zu verset-
zen, neues Wissen aufzunehmen und zu verarbeiten (Hegmann 2001a). 
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Wenn, um auf unser Beispiel zurückzukommen, die Umweltschützer zeigen 
können, dass das Mühlenberger Loch in seiner Art unersetzbar ist, werden viel-
leicht mehr Menschen den für seine Erhaltung zu zahlenden Preis akzeptabel 
finden. Wenn andererseits die Befürworter des Werftausbaus die Sicht durchset-
zen können, dass es sich bei dem Loch ohnehin nur um ein verkehrstechnisches 
Artefakt aus dem Dritten Reich handelt, mag diese Wertschätzung wieder ab-
nehmen. Ob die Verfechter der Erweiterung darauf verweisen, dass gerade ein 
Drittel des Terrains verloren geht, oder ob die Umweltschützer darauf entgegnen, 
dass es gerade der bedrohte Teil des Watts sei, der den Kern des schützenswerten 
Geländes ausmache, immer sind es Auseinandersetzungen um Faktenfragen, die 
maßgeblich über die individuell wahrgenommenen Kosten und Nutzen einer 
jeden Maßnahme mitbestimmen und damit über die Haltung einzelner Bürgerin-
nen und Bürger zu einer bestimmten Politik.  
Wenn Faktenwissen in Frage gestellt wird, ändert das also unter Umständen die 
Präferenzen: Der Flugzeugbauer lernt möglicherweise die Weltsicht des Natur-
freundes zu würdigen und dieser sieht vielleicht ein, dass das geopferte Biotop 
durch die Schaffung von Arbeitsplätzen mehr als aufgewogen wird. Was im 
Falle eines Konsenses in die der kollektiven Willensbildung letztlich zugrunde 
gelegten Situationsbeschreibung eingeht, ist sowohl im Hinblick auf den Sach-
verhalt als auch im Hinblick auf die mit ihm verbundenen Wertungen ein ausge-
handeltes Bild der Lage, das die Bedeutung des Biotops für die Allgemeinheit 
ebenso umfasst wie die Chancen der Erweiterung für Hamburg als Wirtschafts-
standort und die als legitim akzeptierten Präferenzen der am Prozess Beteiligten. 
3 Abschließende Bemerkungen zur Rolle der Ökonomik im 
Prozess kollektiver Meinungs- und Willensbildung 
Während im ersten Teil dieses Aufsatzes deutlich werden sollte, dass sich weder 
die einer Kollektiventscheidung zugrunde zu legenden Präferenzen aus ökono-
mischer Sicht von selbst verstehen noch die Art und Weise, in der sie zu einem 
Gesamtwillen integriert werden, wollte der zweite Teil zeigen, dass auch die 
hinzugezogenen Bestände an Faktenwissen alles andere als objektiv gegeben 
sind. Was als korrekte Beschreibung eines Sachverhalts gelten soll und wem 
dabei in welchem Maße Gehör zu schenken ist, lässt sich nicht vorab eindeutig 
festlegen und ist vielmehr Sache des politischen Prozesses. Dieser Prozess wie-
derum beeinflusst die individuellen Präferenzen und Wissensbestände der Bürge-
rinnen und Bürger. Erst wenn die Beratungen zu einem einvernehmlichen Er-
gebnis geführt haben, lässt sich erwarten, dass alle Beteiligten sich in der dann 
durchzuführenden Kosten-Nutzen-Analyse auch wiederfinden. 
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Die Inhalte des ökonomischen Kalküls kommen also allesamt weitgehend von 
außerhalb der Wirtschaftswissenschaften. Faktoren, die von der Politikwissen-
schaft, der Soziologie oder der Medienwissenschaft untersucht werden, tragen 
ebenso zur letztlich ausschlaggebenden Situationsbeschreibung bei, wie Er-
kenntnisse aus Natur- oder Rechtswissenschaft. Erst wo diese Aspekte unter den 
Betroffenen unstrittig sind, kann eine im eigentlichen Sinne ökonomische Analy-
se beginnen und mit seinen Resultaten auf die Zustimmung der Bürgerinnen und 
Bürger hoffen, da sie sich nur dort auf das beschränkt, was sie kann: auf die 
Minimierung der von allen auf die gleiche Weise wahrgenommenen Kosten. 
Dass auf die solcher Grundlage erarbeiteten Politikempfehlungen alles andere als 
in einem universalen Sinne gültig sind, dürfte deutlich geworden sein. 
Umgekehrt werden ökonomische Experten immer dann als kompetente Fachleu-
te wahrgenommen, wenn sie sich bei ihren Analysen auf unkontroverse Wis-
sensbestände stützen. Das gilt auch für andere Expertengremien, für die Bundes-
bank etwa oder das Bundesverfassungsgericht. Auch die Rechnungshöfe sind ein 
Beispiel für die Strategie, sich im Zweifel auf allgemein geteilte Wissensbestän-
de zurückzuziehen. Nur wenn Prüfer sich auf eine prinzipiell unumstrittene Sicht 
der Lage beziehen, können sie dem Vorwurf entgehen, dass sie sich mit ihren 
eigenen nicht demokratisch legitimierten Überzeugungen an die Stelle derer 
setzen wollen, die von der Bevölkerung eigens zur stellvertretenden Wahrneh-
mung ihrer Interessen gewählt wurden (Engelhardt/Hegmann 1993). 
Wenn über eine bestimmte Expertenanalyse nicht gestritten wird, heißt das also 
nur, dass die Bürgerinnen und Bürger mit der dort präsentierten Situationsbe-
schreibung in positiver wie normativer Hinsicht weitgehend übereinstimmen. 
Wo eine solche unbestrittene Grundlage nicht zur Verfügung steht, müssen sich 
normative Ökonomen aufgrund ausserökonomischer Erwägungen für eine der 
konfligierenden Positionen entscheiden, um Empfehlungen abgeben zu können. 
Mit ihrer Analyse werden sie dann allerdings auch nur diejenigen erreichen, die 
mit der gewählten Situationsbeschreibung übereinstimmen. Die anderen werden 
zwar möglicherweise nicht die Berechnung selbst anzweifeln, wohl aber die ihr 
zugrunde gelegten Annahmen. 
Wollen normative Ökonomen nicht derart Partei ergreifen, können sie nur ein 
inhaltsleeres Schema anbieten, einen Rahmen, der es den am politischen Mei-
nungs- und Willensbildungsprozess Beteiligten erlaubt, ihre Auseinandersetzung 
mit dem Ziel einvernehmlichen kollektiven Handelns zu strukturieren. Gunther 
Engelhardt hat die Begrifflichkeit speziell der Institutionenökonomik in diesem 
Sinne einmal mit einer Kommode verglichen, die nicht deshalb nutzlos sei, weil 
sich in ihren Schubladen noch nichts befinde. Die Kommode böte vielmehr die 
Möglichkeit, wichtige Dinge zu ordnen und jederzeit verfügbar zu haben. „Der 
u. E. einzig ernstzunehmenden Gefahr“, so fährt er fort, „dass die Kommode 
zum Prokrustesbett werden könnte, wird man durch hinreichende erkenntnistheo-
retische Sensibilität, die Bereitschaft zum offenen Dialog mit Vertretern alterna-
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tiver Analyseansätze und vor allem auch im Zuge permanenter Weiterentwick-
lung der überkommenen institutionenökonomischen Konzepte angesichts uner-
warteter und damit bislang inkompatibler Forschungsergebnisse zu wehren wis-
sen“ (Engelhardt 1996: 7 f.; siehe auch ders. 1989). 
So gesehen funktioniert die normative Ökonomik wie ein organisatorisches 
Hilfsmittel, das den Inhalten eine zweckmäßige Ordnung gibt, bevor die ökono-
mische Kalkulation im engeren Sinne sinnvoll angegangen und erfolgreich 
durchgeführt werden kann. Auf unser Beispiel bezogen heißt das: Solange unter-
schiedliche Einschätzungen über den Wert und damit verknüpft über die Einzig-
artigkeit des Biotops „Mühlenberger Loch“ bestehen bleiben, werden Wirt-
schaftswissenschaftler nie aus rein ökonomischen Erwägungen sagen können, ob 
die Zuschüttung der Gemeinwohl dient oder nicht. Was sie aus ökonomischer 
Sicht empfehlen können, hängt vielmehr ganz davon ab, welche Sachargumente 
und Wertentscheidungen sie sich zuvor zu eigen machen. Gegründet auf ihre 
spezifische Ausbildung mögen sie einen besonders scharfen Blick für bestimmte 
Aspekte des Problems haben. Wenn sie ihr diesbezügliches Spezialwissen in den 
demokratischen Meinungs- und Willensbildungsprozess einspeisen, wirken sie 
freilich nur als gleichberechtigte Gesprächsteilnehmer an der Konstruktion eines 
adäquaten Bild der Lage mit. In dieser Rolle sind sie ihren Mitmenschen mit 
lokalem Spezialwissen oder einer naturwissenschaftlichen, soziologischen oder 
juristischen Ausbildung nicht überlegen sondern gleichgestellt. 
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